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Am 1. Oktober 1921 trat Freital als Stadt in den 
Lauf der Geschichte ein. Industriell sei sie, auch 
proletarisch und protestantisch: Die landschaftlich 
reizvoll am Fuße des Windberges gelegene Kom-
mune wurde während ihres 100-jährigen Beste-
hens mit unterschiedlichsten Beinamen belegt. 
Teils bewundernd, teils spöttisch und hintersin-
nig, stellte man dem Stadtnamen allzu oft eine er-
gänzende Bezeichnung zur Seite, in welcher zu-

meist die Farbe Rot, teils als Ausdruck politischer 
Ausrichtung, teils mit ökologischem Hintergrund, 
Anwendung fand. Manches Mal sprach man aus-
gangs des 20. Jahrhunderts vom „Roten Plauen-
schen Grund“ und entsprach damit den politi-
schen Interessen seiner proletarischen Einwohner, 
ein anderes Mal vom „Tal der Arbeit“ in Hinsicht 
auf die zahllosen industriellen Etablissements. Der 
herausragenden Sozial- und Wohlfahrtspolitik we-
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richtet hatten und die verheerende Weißeritzflut 
von 1897 den Kraftwerksbau zerstört hatte. Neben 
dem Elektrizitätswerk des Plauenschen Grundes 
(1896) als Voraussetzung elektrischen Straßen-
bahnverkehrs (ab 1902) gehörten vier Wasserkraft-
werke sowie die Trinkwasser-Talsperren Malter 
(1913) und Klingenberg (1914) zum Verbund, wel-
cher seit 1909 als Weißeritz-Talsperren-Genossen-
schaft firmierte. 
Neben den infrastrukturellen Verbindungen bilde-
ten die sich zunehmend enger verquickenden 
Wohnquartiere, in steter Erweiterung begriffene 

gen sprach man von einer „Sozialdemokratischen 
Musterkommune“ oder vom „Roten Wien an der 
Weißeritz“, während die „Stadt der Roten Wolke“ 
die immense industrielle Umweltverschmutzung 
des örtlichen Stahlerzeugers determinierte. 
Die Gründung der aus ihrem Steinkohlenreichtum 
heraus wurzelnden Stadt bildete dabei nur den bü-
rokratischen Schlussstrich unter einem längerfris-
tigen wirtschaftlichen und infrastrukturellen Ver-
einigungsprozess der Industriedörfer im Plauen- 
schen Grund. Dessen räumliche Begrifflichkeit 
fasste all die Dörfer zusammen, welche sich im 
Weißeritztal und auf dessen Höhen zwischen 
(Dresden-) Plauen und Tharandt befanden und 
deren Großteil sukzessive seit 1921 zu Stadt- bzw. 
Ortsteilen der heutigen Großen Kreisstadt Freital 
wurden. Die Begrifflichkeit des Plauenschen 
Grundes reduzierte sich nachfolgend auf das Wei-
ßeritztal zwischen dem Dresdner Stadtteil Plauen 
und dem Freitaler Stadtteil Potschappel. 
Die Idee einer aus den vereinigten Dörfern des 
Plauenschen Grundes gebildeten Stadt geht auf 
eine Initiative des Deubener Gemeinderates Ernst 
Robert Rudelt (1860–1946) zurück. Der Landtags-
abgeordnete und tatkräftige Kommunalpolitiker, 
der langjährig die Geschicke der einwohnerreichs-
ten Gemeinde des Plauenschen Grundes leitete, 
hatte unbestritten den größten Anteil an Freitals 
Stadtwerdung. Ehe Rudelt seine kommunalpoliti-
schen Visionen für eine im Weißeritztal gelegene 
Stadt umsetzen und dieser als unbesoldeter Stadt-
rat dienen konnte, musste er jedoch noch ein Vier-
teljahrhundert lang kämpfen. 
Ein bedeutender Grundstein auf dem Weg zu städ-
tischer Vereinigung war die Gründung der überge-
meindlichen Sparkasse im Plauenschen Grund. Ihr 
Vorgänger, der Landwirtschaftliche Verein zu Kes-
selsdorf, hatte für 75 Gemeinden der Region drei 
Lokalkassen ins Leben gerufen, von denen sich 
1863 die Döhlener Lokalkasse als erste Sparkasse 
des heutigen Freitaler Stadtraums abspaltete. Die im 
Gasthof Döhlen befindlichen Sparkassen-Ge-
schäftsräume verlegte man 1888 mit Einweihung 
des Deubener Rathauses in dessen Kassenräume, 
wo sie verblieben, bis die Sparkassenfiliale des neu-
errichteten Stadthauses am Neumarkt 1928 eröff-
net wurde. Als weitere überaus bedeutsame Meilen-
steine kommunaler Vereinigung gelten der auf eine 
Initiative Deubens zurückgehende übergemeindli-
che Hochwasserschutz, die gemeinsame Trink- und 
Brauchwasserversorgung sowie Elektroenergie-Er-
zeugung. Die Gemeinde Deuben hatte sich als Weg-
bereiter des 1892 gegründeten Vereins der Weiße-
ritzwasser-Interessenten bereits seit 1890 seinerzeit 
noch als Außenseiter in Sachen Elektrizität um 
elektrische Straßenbeleuchtung und um elektrische 
Traktion für Straßenbahnverkehr bemüht. Als Fi-
nanziers des Vereins und seines Elektrizitätswerks 
traten die beteiligten Gemeinden des Plauenschen 
Grundes auf. Der wirtschaftliche Erfolg stellte sich 
anfänglich jedoch nicht wie erhofft ein, da zwi-
schenzeitlich viele der avisierten industriellen 
Stromabnehmer eigene Kraftstromzentralen er-
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Gemeinderäten des Plauenschen Grundes Auf-
merksamkeit. Allein Deuben, zu dem seit 1900 be-
reits Schweinsdorf eingemeindet war, tat sich mit 
Entschlossenheit und einem ersten Schritt in Rich-
tung kommunaler Einheit hervor und vereinigte 
sich mit dem bis 1914 selbständigen Niederhäs-
lich. Das Industriedorf Deuben wurde damit zur 
bevölkerungsreichsten Gemeinde des Plauen-
schen Grundes. Über 14.000 größtenteils in Berg-
bau und Industrie beschäftigte Einwohner lebten 
fortan in der zweitgrößten Landgemeinde Sach-
sens.
Weitere kommunalpolitische Vorstöße, die auf eine 
Verschmelzung der Industriedörfer abzielten, un-
terblieben bis zum Weltkriegsende 1918. Als in 
dessen Folge die Novemberrevolution das deutsche 
Kaiserreich hinwegfegte und die Weimarer Repub-
lik entstand, war dies auch für die Herausbildung 
städtischer Strukturen im Plauenschen Grund ein 
wichtiger Meilenstein. Das seinerzeit eingeführte 
freie und geheime Wahlrecht ersetzte das unge-
rechte, auf Wahlmännern und Eigentumsbesitz 
fußende Dreiklassenwahlrecht und ermöglichte 
stattdessen den überwiegend proletarisch-industri-
ell geprägten Bewohnern der drei Industriedörfer 
die Wahl mehrheitlich links orientierter Gemeinde-
vertretungen, welche vehement den Stadtgedanken 
befürworteten. Der weitaus größte Bevölkerungs-
anteil im Weißeritztales waren Fabrik- und Bergar-
beiter, deren Interessen nun auch entsprechend 
von den Gemeinderäten repräsentiert wurden. Das 
von Bürgerlichen oft verächtlich „Roter Plauen-
scher Grund“ genannte Tal war sich nunmehr über 
die Notwendigkeit der Stadtgründung einig. Die 
neugewählten Gemeinderäte riefen für März 1919 
unter Vorsitz der Unabhängigen Sozialdemokrati-
schen Partei (USPD) eine Vereinigungsversamm-
lung ein. Alle den Plauenschen Grund umgebenden 
und in ihm befindlichen Gemeinden entsandten 
Teilnehmer, außer Wurgwitz, Saalhausen und 
Burgk. Sie lehnten zu jenem Zeitpunkt jegliche Ver-
einigungsbestrebungen ab. Die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands (SPD) forderte energisch 
noch im laufenden Jahr die Stadtgründung. Deuben, 
Döhlen und Potschappel traten daraufhin in direkte 
Verhandlungen ein und bildeten eine paritätisch die 
drei Gemeinden vertretende Vereinigungskommis-
sion. Diese bildete zunächst einen Verfassungsaus-
schuss, dann einen Finanzausschuss und abschlie-
ßend einen Bauausschuss. Verwaltungsrechtlich 
sollte die Stadt auf einem Zweikammersystem fu-
ßen, bestehend aus Stadtrat und Stadtverordneten-
kollegium.
Parallel zu den bürokratischen Vereinigungsvorbe-
reitungen liefen seit 1919 Vorabsprachen zur Na-
mensfindung sowie zum Wappenbild der neu zu 
gründenden Stadt. Die bedeutendste Tageszeitung 
des Plauenschen Grundes, der im Potschappler 
Stolleverlag erscheinende „Glückauf“, rief einen 
Stadtnamenwettbewerb aus. Dabei kamen Bezeich-
nungen voller politischer Hintergründigkeit wie 
Elendstadt, Liebknechtshausen oder Hungerstadt 
genauso zum Vorschlag wie ausgefallene Varianten 

Schulgebäude und die zwischen 1870 und 1901 
neuerrichteten Sakralgebäude ein dichter werden-
des urbanes Konglomerat, welches nachgerade 
städtische Vereinigung einforderte. Eine zeitnahe 
Stadtwerdung wurde jedoch unter einem breitgefä-
cherten Spektrum von Befürwortern und Gegnern 
kontrovers diskutiert. Das in vorstädtischer Zeit bis 
um etwa 1800 durch Bevölkerungszahl, Kirch- und 
Schulstandort als bedeutendster Ort im Weißeritz-
tal geltende Döhlen zählte zu den Gegnern, war es 
doch aufgrund seiner umfänglichen Industrieanla-
gen und den damit verbundenen hohen Steuerein-
nahmen an Selbständigkeit interessiert. Potschap-
pel als Gemeinde mit zahlreichen industriellen 
Geschäftssitzen und Wohnort bürgerlicher Klein-
unternehmer, Beamter und Handwerksmeister 
lehnte die kommunale Vereinigung zur Stadt sei-
nerzeit ebenfalls prinzipiell ab. Übergemeindliche 
links gerichtete Gruppierungen befürworteten da-
gegen den Vereinigungsgedanken und erhofften in-
nerhalb städtischer Strukturen verbesserte soziale 
Absicherung. Dagegen standen bürgerlich orien-
tierte Gruppierungen der Stadtgründung generell 
ablehnend gegenüber, da sie eine Entwertung ihres 
Besitzstands und höhere steuerliche Lasten be-
fürchteten. 
Dem ersten Stadtgründungsansinnen, welches 
1895 in einem Deubener Verwaltungsbericht ge-
äußert wurde, folgte keine Reaktion seitens ande-
rer Gemeinderäte des Plauenschen Grundes. Eine 
wiederum von Deuben angeregte Initiative des Ge-
werbevereines forderte 1903, „Vorarbeiten zu un-
ternehmen, um eine Vereinigung der Ortschaften 
des Plauenschen Grundes, insbesondere Deuben, 
Potschappel, Döhlen, Hainsberg, Niederhäslich und 
Weißig herbeizuführen unter gleichzeitiger Einfüh-
rung der revidierten Städteordnung“. Vier der ange-
sprochenen Gemeinden – Deuben, Döhlen, Nieder-
häslich und Potschappel – zeigten Interesse und 
kamen 1909 erstmals zu einer Besprechung zusam-
men, in deren Ergebnis eine Stadtgründung als un-
ausweichlich bezeichnet wurde. Geplante Vorha-
ben der Gemeinden, wie Landankauf oder Ge- 
bietsaustausch ließ man einvernehmlich ruhen, um 
in die Vereinigungsverhandlungen keine Misstöne 
hineinzutragen. Potschappel koppelte sein Einver-
ständnis zur Stadtgründung an Döhlens Entschei-
dung. Eine zu diesem Thema einberufene Ver-
sammlung der Döhlener Einwohner sprach sich 
einhellig für kommunale Vereinigung aus und führ-
te damit den Entscheid herbei. Zwischenzeitliche 
Proteste der gemeindlich organisierten Grund- und 
Hausbesitzervereinigungen konnten nicht verhin-
dern, dass Ende 1909 die Gemeinderäte erstmals 
gemeinsam auf höherer Regierungsebene bei der 
Dresdner Amtshauptmannschaft um Befürwor-
tung einer Stadtgründung baten. Bereits im Januar 
1911 folgte eine erste öffentliche Vereinigungsver-
sammlung aller Beteiligten. Nur sehr langsam ver-
schafften Fürsprachen und Gegenargumentatio-
nen unterschiedlichster privater wie behördlicher 
Interessengruppen der Vision von einer Stadt am 
Fuße des Windberges unter den Bewohnern und 
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Potschappel und Döhlen folgend, einen Fehlbetrag 
von 300.000 Mark auf und erhielt daraufhin vom 
Ministerium des Innern keine Zustimmung. Die ab-
lehnende Behördenmitteilung führte insbesondere 
das spärliche Steueraufkommen und die damit ver-
bundene fehlende Kreditfähigkeit der zu gründen-
den Stadt an. Darüber hinaus verwies man auf die 
Kosten des kommunalen Beamtenapparats im Rah-
men der revidierten Städteordnung, welcher zu-
mindest teils durch Eigenmittel und nicht nur allein 
durch Geldzuweisungen des Reiches finanzierbar 
sein sollten. Das abschlägige behördliche Schreiben 
an die Vereinigungskommission trug das vorgese-
hene und nun nicht mehr haltbare Stadtgründungs-
datum, den 1. April 1920. 
Ehe die drei vereinigungswilligen Gemeinden alle 
neuauferlegten verwaltungsrechtlichen Hürden 
genommen hatten, vergingen nochmals 18 Mona-
te. Ein positiver behördlicher Entscheid mit dem 
innenministeriellen Einverständnis ging dem Ver-
fassungsausschuss der Vereinigungskommission 
letztlich erst am 21. Juli 1921 zu und machte den 
Weg frei für die praktischen Vorbereitungen des 
kommunalen Zusammenschlusses. Am 15. August 
1921 trafen sich die drei Gemeinderäte zur letzten 
gemeinsamen Sitzung vor dem Zusammenschluss 
zum Gesamtstadtrat. Mit einem enormen Arbeits-
pensum galt es, vordringlich Wahlordnung, Wahl-
bezirke und Kandidatenlisten für die Stadtver- 
ordnetenwahl zu organisieren, welche auf den  
25. September 1921 terminiert wurde. Zudem be-
reiteten sich die drei Einzelverwaltungen auf eine
personell wie organisatorisch gemeinsame Ver-
waltungstätigkeit vor und strukturierten die drei
Rathäuser für deren neuzugewiesene Funktionen.
Die für den 25. September anberaumte Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung erfolgte mit einer
erwartungsgemäß hohen Wahlbeteiligung von
rund 80 Prozent und zeigte nach Stimmauszählung 
eine deutliche Mehrheit für die drei Arbeiterpar-
teien. Mit 9.628 von 13.324 möglichen Stimmen
erhielten die SPD, die USPD sowie die Kommunis-
tische Partei Deutschlands (KPD) eine klare Mehr-
heit. Von den 36 Sitzen des Freitaler Stadtparla-
ments fielen elf an die SPD, zehn an die USPD, fünf 
an die KPD und zehn an verschiedene Bürgerver-
einigungen. Stellvertretend für die Gedanken aller
Verantwortlichen, wenige Tage vor Stadtgrün-

wie Dreidörferstadt, Deudöpo und Kohlenfels. Bei 
der Stimmauszählung der 3.227 Einsendungen wur-
de der Name „Weißeritz“ mit 254 Stimmen zum 
Sieger gekürt, gefolgt von „Deuben“ (242 Stim-
men), „Windberg“ (230 Stimmen) und „Grund-
stadt“ (174 Stimmen). Keiner der Preisträger setzte 
sich durch, insbesondere bei „Weißeritz“ bzw. 
„Windberg“ befürchtete man topografische Ver-
wechslungen mit dem Stadtnamen. Die beteiligten 
Gemeinderäte nahmen 1920 den vom Döhlener 
Gemeinde- und späteren Stadtrat Hermann Henker 
unabhängig eingebrachten Vorschlag „Freital“ an. 
Der symbolträchtige Stadtname stieß bei den zu-
ständigen Behörden auf Ablehnung. Die Gering-
schätzung staatlicher Stellen, welche noch über lan-
ge Jahre negativ Freitals Außenwahrnehmung 
bestimmen sollte, traf nicht nur den Stadtgedanken 
an sich, sondern auch die absehbar sozialdemokra-
tisch gelenkte Arbeiterstadt. 
Das betraf auch die Gestaltung des Wappens. Der 
Entwurf erregte beim dafür zuständigen Herolds-
amt des Sächsischen Hauptstaatsarchives Dresden 
heftigen Widerspruch. Geschaffen hatte ihn der in 
Deuben geborene und in Dresden ansässige Ge-
brauchsgrafiker Kurt Börnig. Das Wappen zeigte 
das mit Felsen bestandene Weißeritztal sowie eine 
Fabriksilhouette, darüber Zahnrad, Schlägel und Ei-
sen als Symbole des industriellen Ballungsraums so-
wie im Hintergrund als sozialdemokratisches Sym-
bol der Zukunftshoffnung eine aufgehende Sonne. 
Das Heroldsamt lehnte diese Darstellung ab und 
schlug vor: „Das Sachgemäßeste wäre also, da die 
Gemeinden die Vergangenheit ausschalten und nur 
die neue Freiheit zum Ausdruck bringen wollen, 
[…] eine Stange mit einer Freiheitsmütze […] als 
Symbol der revolutionären Freiheit […] auch als Ja-
kobinermütze bekannt […] in die Mitte zwischen 
Bergmann und Eisenarbeiter“ zu stellen. Die Zer-
würfnisse zwischen den vereinigungswilligen Ge-
meinden und den zuständigen staatlichen Stellen 
verzögerten das heraldische Genehmigungsverfah-
ren derart, dass Freital offiziell erst zehn Monate 
nach Stadtgründung ab dem 3. August 1922 ein 
Stadtwappen führen konnte.  
Die Vereinigungskommission konzentrierte ihre 
Arbeit nunmehr auf verwaltungstechnische Aspek-
te der zu gründenden Stadt. Es galt gemeinsam für 
die drei vereinigungswilligen Gemeinden ein Orts-
gesetz sowie einen auf dem Einnahmevolumen der 
Einzelgemeinden fußenden Haushaltsplan zu ent-
werfen. Letzteres galt den Stadtgegnern wegen der 
zu erwartenden Steuermindereinnahmen stets als 
Gegenargument kommunaler Vereinigung. Nur ein 
Prozent der Steuerzahler – einige Großunterneh-
men und der gutbürgerliche Mittelstand im Plauen-
schen Grund – verfügten einer Statistik von 1908 
folgend über ein hohes steuerpflichtiges Jahresein-
kommen von über 5.800 Mark. Der ungleich größe-
re proletarische Bevölkerungsanteil verfügte jedoch 
zu 55,5 Prozent nur über geringe jährliche Ein- 
nahmen zwischen 400 bis 950 Mark. Ein erster 
Haushaltsplanentwurf wies dementsprechend,  
dem geschätzten Finanzaufkommen von Deuben, 
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Freital“ vom Kapellmeister Robert Bellmann urauf-
geführt worden. Darüber hinausgehende andere 
Kompositionen von freudig die Stadt begrüßenden 
Laienmusikern kursierten in privaten Kreisen. Die 
Glocken der nunmehrigen Stadtkirchen, welche im 
Zuge der kommunalen Vereinigung ihre Bezeich-
nung auf Christuskirche Freital-Deuben, Lutherkir-
che Freital-Döhlen und Emmauskirche Freital-
Potschappel erweitert hatten, begrüßten in den 
sonntäglichen Mittagsstunden gemeinsam und mit 
langanhaltendem, fröhlichem Geläut die junge Stadt. 
Als Hauptstelle der Freitaler Stadtverwaltung wurde 
das Döhlener Rathaus ausgewählt, darüber hinaus 
wurden außer dem Deubener und Potschappler Rat-
haus noch zwei weitere Verwaltungsnebenstellen in 
Döhlen (Steuerhaus) und in Potschappel (Gesund-
heitsamt) gebildet. Das neue Gemeinwesen stützte 
sich bis 1924 auf das Ortsgesetz der Gemeinden Deu-
ben, Döhlen und Potschappel sowie auf ein Orts-
grundgesetz. Die Stadt im Plauenschen Grund, die 
allen behördlichen Anfeindungen trotzend ihren ge-
wünschten Namensvorschlag „Freital“ gegenüber 
dem sächsischen Innenministerium hatte durchset-
zen können, stieß mit Einreichung der Stadtwappen-
entwürfe nochmals monatelang auf verwaltungs-
rechtlichen Widerspruch und durfte erst ab August 
1922 offiziell Wappen und Dienstsiegel führen.
Als Freitaler Bürgermeister wählte man am  
16. März 1922 Dr. Carl Wedderkopf (1885–1961)1,
welcher am 1. Mai 1922 in sein Amt eingeführt
wurde. Er gliederte die kommunale Verwaltung
ohne Mehrung des Beamtenapparates und den Er-
fordernissen der jungen Stadt entsprechend neu.
Zugleich führte er die städtische Finanzverwal-
tung unter äußerster Sparsamkeit, hatte jedoch
mit den seinerzeit allgegenwärtigen inflationsbe-
dingten Finanzschwierigkeiten zu kämpfen. Wäh-
rend die Inflation im Oktober 1923 ihren Höhe-
punkt erreichte und sich nachfolgend die Währung 
mit der Umstellung von 1 Billion Mark auf eine

dung, mögen die Worte des Potschappler Gemeinde-
vorstandes Baumann stehen: „Vom 1. Oktober 1921 
ab gilt der Gemeinderat als aufgelöst, da Potschappel 
von da an einen Bestandteil der Stadt Freital bildet. 
So wollen wir denn Abschied nehmen mit dem auf-
richtigen Wunsche, dass die neue Stadt Freital, in der 
unsere Gemeinde aufgeht, wachsen, blühen und ge-
deihen möge zum Segen für die Stadt und zum Heile 
ihre Bewohner.“
Am Samstag, dem 1. Oktober 1921, fanden sich unter 
großem Publikumsinteresse Freitals neugewählte 
Stadtverordnete zu einer feierlichen Versammlung 
im Ratssaal des Döhlener Rathauses zusammen. Die 
bisher gemeindegebundenen, nun zum „Sportclub 
Freital“ zusammengefügten Turn- und Sportvereine 
boten am nachfolgenden Sonntagmorgen großartige 
Wettkämpfe. Im Potschappler Gasthaus „Bürgercasi-
no“ war der eigens komponierte Marsch „Gruß aus 
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1 Vgl. Biografie auf S. 284-285.



253
Sächsische Heimatblätter  ·  3 | 2021

Proletarisch, industriell, protestantisch

chenausdehnung zu gelangen. Die von Bürgermeister 
Dr. Wedderkopf geführten Verhandlungen wurden 
bald von Erfolg gekrönt, indem ab 1922 Zauckerode, 
ab 1923 Birkigt und ab 1924 Burgk der Stadt ange-
hörten. Nachdem mit diesen Eingemeindungen das 
seinerzeit angestrebte Stadtbild vollendet war, trat 
zum 1. April 1924 die „Verfassung der Industrie-
stadt Freital“ in Kraft und löste die gesetzlichen Re-
gelungen aus der Vereinigungsperiode ab. Die Zu-
nahme von Steueraufkommen, Stadtflächen und 
Bevölkerung ermöglichte zugleich das Ausscheiden 
aus dem Bezirksverband und dadurch umfängliche-
re Finanzautonomie. Dr. Wedderkopf stand seiner 
Stadt nunmehr als Oberbürgermeister vor und 
konnte damit gemeinsam mit Stadtverwaltung und 
Stadtverordneten zahlreiche städtische Belange un-
abhängiger regeln. Mit dem nun vorerst abgerunde-
ten Stadtbild gehörte der Windberg als markantes 
Wahrzeichen und weithin sichtbare Landmarke des 
Plauenschen Grundes fortan zum Stadtgebiet.
Auf den Gebieten Gesundheitswesen, Wohlfahrt 
und Fürsorge zeigte sich am deutlichsten die Um-
setzung der sozialdemokratischen Visionen von 
Freitals Gründungsvätern, deren fortschrittliche 
Kommunalpolitik sich vorrangig am Arbeiterwohl 
orientierte. Dieses Segment der Freitaler Kommu-
nalpolitik wurde entscheidend durch Gustav Klim-
pel (1891–1956)2 und Dr. Friedrich Wolf (1895–
1955)3 geprägt. Klimpel war seit 1923 als Dezernent 
für Wohlfahrtsangelegenheiten sowie seit April 
1925 als Bürgermeister tätig. Als seinerzeit jüngster 
Stadtmedizinalrat Sachsens bestimmte seit 1923  
Dr. Wolf, Sohn des international bekannten Natur-
arztes und Vorsitzenden des Vereines „Volksge-
sundheit“ Hermann Wolf (1861–1939), die heraus-
ragende Gesundheitspolitik Freitals. Seit 1927 auch 
Dezernent für Wohlfahrtswesen, bekleidete Klimpel 
wegen häufiger krankheitsbedingter Abwesenheiten 
Wedderkopfs zeitweise amtierend den Posten des 
Oberbürgermeisters. Nach Wedderkopfs Ausschei-
den wählte man Klimpel 1927 zum neuen Oberbür-
germeister und baute auf dessen bewährte Verwal-
tungserfahrung. Das außergewöhnliche Engagement 
von Wedderkopf, Klimpel und Wolf schuf mit  
ambitionierter sozialdemokratischer Gesundheits-, 

Rentenmark wieder stabilisierte, gelang es dem 
Freitaler Bürgermeister, die Hauptwerte der Stadt 
zu erhalten, um nach Konsolidierung des Marktes 
mit günstigen Vermögens- und Geldverhältnissen 
weiterwirtschaften zu können. In der Folgezeit be-
trieb Dr. Wedderkopf mit finanzwirtschaftlichem 
Geschick zielstrebig die Umsetzung der sozialde-
mokratischen Visionen von einer Freitaler Muster-
kommune mit herausragender Gesundheitspolitik, 
sozialem Wohnungsbau sowie ehrgeizigen archi-
tektonischen Stadtplanungen. 
Nunmehr betrieb man systematisch die Vergröße-
rung der Stadtflur, um durch Eingemeindungen um-
liegender Dörfer zu größerer Steuerkraft und Flä-

links: Entwürfe für das Freitaler 
Stadtsiegel, 1922
Sächsisches Staatsarchiv,  
Hauptstaatsarchiv Dresden, 10707,  
Nr. 5616

Verfassung der Industriestadt  
Freital, 1924
Städtische Sammlungen Freital

Städtische Wohlfahrtsküche  
in Freital, 1924
Städtische Sammlungen Freital

2 Vgl. Biografie auf S. 287.
3 Vgl. Biografie auf S. 283.
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der Interessen proletarischer Bevölkerungskreise, 
mit größter Aufmerksamkeit. Ein dichtes Netz von 
Stadtärzten und -schwestern, Hebammen, Wohl-
fahrtshelfern und Fürsorgern wurde geschaffen, 
wie auch Einrichtungen der Schulzahnpflege, der 
Schwangeren-, Mütter- und Waisenbetreuung oder 
Totenbestattung. Weitere Meilensteine waren der 
Umbau des kleinen Deubener Krankenhauses zu ei-
nem Stadtkrankenhaus sowie die Schaffung eines 
städtischen Gesundheitsamtes zur Absicherung des 
medizinischen Meldewesens und zur Koordinie-
rung aller kommunalen Gesundheitsaufgaben. Eine 
stadteigene Poliklinik ermöglichte auch geringver-
dienenden Bevölkerungskreisen kostenfreie ärztli-
che Behandlung. Das städtische Säuglingsheim, be-

Wohlfahrts- und Stadtbaupolitik die Grundlagen des 
außergewöhnlichen Rufs der Stadt am Fuße des 
Windberges. Zukunftsweisende Stadtzentrumspla-
nung, am Arbeiterwohl orientierter Siedlungsbau 
und eine exzellente kommunale Sozialpolitik be-
stimmten maßgeblich das weit über Sachsens Gren-
zen hinaus wirkende Renommee als vielbeachtete 
Musterkommune. Zugleich brachte dies – in Anleh-
nung an die unter absoluter sozialdemokratischer 
Landtags- und Gemeinderatsmehrheit im österrei-
chischen Wien zwischen 1919 und 1934 betriebene 
Sozial-, Gesundheits- und Bildungspolitik – der Stadt 
den Beinamen „Rotes Wien an der Weißeritz“ ein. 
Den Ausbau des kommunalen Wohlfahrts- und Ge-
sundheitswesens betrieb man, vorrangig zugunsten 

Heimkinder im städtischen  
Erholungsheim in Klingenberg, 

1928
Städtische Sammlungen Freital

Glückaufbad in Freital-Zauckerode 
(heute ZACKE), 1930

Städtische Sammlungen Freital
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Baumaßnahmen auch vom 1924 aufgelegten Da-
wes-Plan, der von US-amerikanischer Seite zur 
kreditbasierten Förderung der durch Weltkriegs-
Reparationsleistungen geschwächten deutschen 
Wirtschaft angeregt worden war. 
Die außergewöhnlich positive Sozialpolitik brach-
te Freital 1927 internationale Anerkennung durch 
eine Ärztekommission des Völkerbundes, dem 
Vorläufer der Vereinten Nationen (UNO). Diese 
Kommission von Medizinern zahlreicher Nationen 
unternahm eine sechswöchige Studienreise durch 
das seit 1926 zum Völkerbund gehörende Deutsch-
land und besuchte vom 17. bis 22. Oktober 1927 
auch den Freistaat Sachsen. Die Stadt am Fuße des 
Windbergs war wegen ihrer hervorragenden Um-
setzung der Gesundheits- und Wohlfahrtsgesetzge-
bung in das Programm aufgenommen worden und 
empfing in Person des Oberbürgermeisters die ho-
hen Gäste. In seiner Rede, der sich Besuche städti-
scher Einrichtungen anschlossen, wies Gustav 
Klimpel auf die dringende Notwendigkeit der Frei-
taler Wohlfahrt hin, da die Bewohner der Stadt auf 
eher unterdurchschnittlichem Lebenshaltungsni-
veau stünden. Darüber hinaus wies er für das Rech-
nungsjahr 1926/27 Wohlfahrtsausgaben in Höhe 
von 75,03 Prozent nach, die bei einem Steuerauf-
kommen von 1.333.016 Reichsmark Wohlfahrtszu-
schüsse von 1.000.600 Reichsmark erforderten. Die 
unverhältnismäßig hohen Sozialausgaben setzten 
sich zur Hälfte aus Kosten wie Rente, Fürsorge, To-
tenbestattung oder Notstandsleistungen und zu je 
einem weiteren Viertel aus Erwerbslosen-Unter-
stützung bzw. aus Personal- und Sachkosten für Kli-
niken, Bäder oder Kinderheime zusammen. Im Er-
gebnis der internationalen Anerkennung des 
Völkerbund-Besuchs sowie der fachlichen Wert-
schätzung erhob man Freital zum selbständigen Me-
dizinalbezirk, eine Ehre, die seinerzeit keiner ande-
ren mittelgroßen Stadt in Sachsen zuteilwurde.
Die selbst während und nach der Inflationszeit sta-
bile Vermögenslage der Stadt Freital hatte sich ab 
1926, anfangs nur schleichend, durch sinkende 
Steuereinnahmen und steigenden Wohlfahrtsetat 
verschlechtert. Aufgrund der gedämpften Wirt-
schaftslage, die sich ab 1929 mit einsetzender 
Weltwirtschaftskrise verschärfte, grassierte auch 
in Freital stetig zunehmend die Arbeitslosigkeit. 
Zählte Freital 1928 noch 14.280 Erwerbstätige, so 
waren es nach einem katastrophalen Abwärtstrend 
1933 nur noch 6.490 Erwerbstätige, womit etwa 

reits 1908 von der Gemeinde Potschappel zur 
Aufnahme unehelich geborener Kinder von Arbei-
terinnen gegründet, übernahm die Pflege erkrank-
ter Säuglinge sowie die Aufnahme und Erziehung 
gesunder Kleinkinder. Auch die traditionsreichen 
Deubener Wohlfahrtseinrichtungen Eger- und Krö-
nertstift übernahm die Stadt Freital später in ihre 
Obhut. Die Eröffnung einer Stadtwäscherei erleich-
terte den häufig bis zu 14 Stunden arbeitenden 
Frauen zumindest teilweise die seinerzeit ungeheu-
rer kraft- und zeitaufwändige Wascharbeit. Der 
präventiven Gesundheitsfürsorge dienten die städ-
tischen Erholungsheime im Gimmlitztal bei Rehe-
feld und an der Klingenberger Talsperre. Darüber 
hinaus legte die junge Stadt ihr gesundheitlich prä-
ventives Augenmerk auch auf die Förderung von 
Sportstätten. Insgesamt wies das seinerzeit kleinere 
Freitaler Stadtterritorium 1924 für seine zehn 
Turn- und Sportvereine eine Fläche von 110.000 
Quadratmetern aus. Deuben, Döhlen, Zauckerode, 
Potschappel, Birkigt, Burgk und Niederhäslich ver-
fügten über Turnplätze. Turnhallen existierten in 
Döhlen, Deuben, Potschappel und Zauckerode, zu-
dem gab es Sportplätze in Niederhäslich, Potschap-
pel, Döhlen und Deuben. Zu den bedeutendsten 
Neubauten sportlichen Charakters in Freital zählten 
der Turn- und Sportpark in Potschappel (1924), die 
Jahn-Kampfbahn in Döhlen (1928) sowie der 
Sportpark am Windberg in Burgk (1928), welche 
teils modernsten Wettkampfanforderungen ent-
sprachen. Ein ehemals bergbaulich genutztes Stau-
gewässer in Zauckerode baute man zum öffentli-
chen Freibad und das Deubner Augustabad zum 
städtischen Hallenbad um. 
Auch dem Sozialwohnungsbau und Siedlungswe-
sen galt auf Stadtflur höchste Dringlichkeit. Die 
schwierige Lage auf dem Freitaler Wohnungs-
markt war gekennzeichnet durch Überbelegung 
und Geringwertigkeit des Wohnungsbestands so-
wie durch die darin begründeten äußerst geringen 
städtischen Mieteinnahmen, welche kaum Investi-
tionen zuließen. Die massive Wohnungsnot und 
die schlechten Wohnverhältnisse waren ein Grund 
für den Negativrekord unehelicher Geburten im 
Stadtgebiet. So wurden z. B. 1927 26,3 Prozent al-
ler Kinder unehelich geboren. Zwischen 1925 und 
1929 errichtete man über 600 Wohnungen neu, 
deckte damit jedoch nicht im Geringsten den Be-
darf. Im Jahre 1928 weihte man die unter Anwen-
dung einer Anleihe von zwei Millionen Reichs-
mark errichtete und als „Siedlung im Grünen“ 
apostrophierte Raschelberg-Siedlung mit 32 Häu-
sern und über 200 Wohnungen ein. Das von ange-
sehenen Landsiedlungsarchitekten projektierte 
und von renommierten Gartenbauarchitekten zeit-
gemäß geplante Freitaler Modellprojekt wurde 
teils mit Mehrfamilienhäusern für Mieter aus dem 
eher proletarischen Milieu und teils mit komfor-
tablen Siedlungshäusern zum Erwerb für wohlha-
bende, gesellschaftlich renommierte Berufsgrup-
pen wie Unternehmer, Architekten, Mediziner, 
Beamte oder Handwerksmeister konzipiert. Die 
junge Stadt profitierte bei der Finanzierung ihrer 

Raschelberg-Siedlung, 
während der Bauzeit, 1928
Städtische Sammlungen Freital

Hinweis zur Quellenlage
Unterschiedlichste Forschungs-
ansätze boten im Verlaufe des 
100-jährigen Bestehens von Frei-
tal für verschiedenste Institutio-
nen und Personen bis in die Ge-
genwart Anregung, quellen- 
kundliche Recherchen zur Ent-
stehung der Stadt am Fuße des
Windberges anzustellen. Bei der
Durchsicht einschlägiger Bestän-
de des Dresdner Hauptstaatsar-
chivs konnten jedoch stets nur
vereinzelte Dokumente zur Frei-
taler Stadtgründung ausgehoben
werden (z. B. Bestand 10707
Sächsisches Hauptstaatsarchiv,
Nr. 5617). Nach Rücksprache
mit dem Hauptstaatsarchiv Dres-
den ist aus heutiger Sicht davon
auszugehen, dass die im Zusam-
menhang mit Freitals Stadtgrün-
dung vom zuständigen sächsi-
schen Ministerium des Innern
angefertigten Unterlagen als
Kriegsverlust anzusehen sind. 
Ebenso befinden sich nach der-
zeitigem Wissensstand im Frei-
taler Stadtarchiv keine Original-
quellen, die den verwaltungs- 
rechtlichen Vorgang einer Stadt-
gründung belegen könnten. Die
Gründe für das Nichtvorhanden-
sein entsprechender Unterlagen
im Freitaler Stadtarchiv können
nur in den Beeinträchtigungen
durch zwei Hochwasserereignis-
se sowie durch mehrfache Um-
züge unter ständig wechselnden
behördlichen Zugehörigkeiten
vermutet werden.
Verwendet wurden Archiv und
Bibliothek der Städtische Samm-
lungen Freital einschließlich der
dort aufbewahrten Zeitungen
„Anzeiger für Deuben, Hains-
berg, [...]“, ab Oktober 1921
„Freitaler Zeitung“ sowie „An-
zeiger für den Plauenschen
Grund und Umgebung GLÜCK-
AUF“, ab Oktober 1921 „Freitaler 
Tageblatt GLÜCKAUF“.



256
Sächsische Heimatblätter  ·  3 | 2021

Proletarisch, industriell, protestantisch

Teil der ständig wachsenden Stadt garantieren zu 
können. Freitals Vereinigungsstreben richtete sich 
dagegen auf mehr finanziellen Spielraum für soziale 
Zwecke und stadtplanerische Vorhaben. Die bilate-
ralen Gespräche zwischen dem seit zehn Jahren be-
stehenden Freital und der Landeshauptstadt Dres-
den, vertreten durch das neugewählte Stadt- 
oberhaupt Wilhelm Külz (1875–1948), erklärte 
man schließlich 1931 als gescheitert, und die sei-
nerzeit neuntgrößte und zugleich steuerschwächste 
Stadt Sachsens blieb selbständig. 
Zu Beginn der 1930er Jahre reagierten auch in Frei-
tal Kommunalpolitiker, Unternehmer und Einwoh-
nerschaft auf die gesellschaftlich unsicheren Zeiten 
mit finanzieller Zurückhaltung und allgemeiner 
Sparsamkeit. Industrielle und kommunale Projekte 
wurden verschoben, Trauungen sowie Geburten 
gingen zurück. Die weit über dem deutschen Durch-
schnitt liegende Erwerbslosenquote bedingte eine 
gesellschaftlich ultralinke Radikalisierung, was sich 
bei den Freitaler Kommunalwahlen des Jahres 1932 
äußerte, als die KPD nahezu ein Drittel der Stim-
men erzielte, während der Stimmenanteil der SPD 
stark abgenommen hatte. Auch bei den sächsischen 
Landtagswahlen im Juli 1932 legten die Freitaler, 
entgegen den eher rechts gerichteten Tendenzen 
anderer industrieller Ballungszentren Sachsens, ein 
stark links orientiertes Stimmverhalten vor. Wäh-
rend der Stimmenanteil der SPD in Deutschland 
durchschnittlich bei 18,3 Prozent lag, erhielt sie im 
„Roten Wien an der Weißeritz“ nochmals 40,2 Pro-
zent. Bei den letzten freien Reichstagswahlen vom 
5. März 1933, fünf Wochen nach Machtübernahme
der Nationalsozialisten, gaben immerhin 25,9 Pro-
zent der Freitaler den Nationalsozialisten die Stim-
me. Der aus Deuben gebürtige Reichstagsabgeord-
nete Johannes Schirmer (1877–1950), der dem
letzten demokratisch gewählten Reichstag ange- 
hörte, stimmte mit 93 anderen Sozialdemokraten,
wenn auch erfolglos, am 23. März 1933 gegen das
Ermächtigungsgesetz, welches als Grundlage totali-
tärer Machtausübung der Regierung erlaubte, ohne
Reichstagszustimmung Gesetze zu erlassen und
Verträge abzuschließen.

jeder dritte erwerbsfähige Freitaler als arbeitslos 
galt. Die städtische Arbeitslosenstatistik fiel damit 
um zehn Prozent höher aus als der Reichsdurch-
schnitt. Die großzügigen Freitaler Wohlfahrtssät-
ze, welche jährlich um bis zu 200 Reichsmark die 
des Reichsdurchschnittes überschritten, musste 
Freital daraufhin auf Durchschnittswerte senken. 
Die steigenden Erwerbslosen- und Fürsorgeleis-
tungen sowie die Kreditlasten des Sozialwoh-
nungs- und Siedlungsprogrammes belasteten zu-
nehmend die städtischen Finanzen und brachten 
das Freitaler Wohlfahrtssystem nahezu zum Kol-
laps. Zusätzlich beeinträchtigte eine beträchtliche 
Finanzspritze für das wirtschaftlich angeschlagene 
Gussstahlwerk Döhlen den städtischen Haushalt. 
Das Unternehmen, welches seinen Unwillen ge-
genüber der sozialdemokratischen Stadtpolitik 
durch Verlagerung des Firmensitzes ins benach-
barte Dresden sowie durch den damit für Freital 
verbundenen Steuerentzug manifestierte, war 
1930/31 durch den Ankauf von Aktien und enor-
mer Steuernachlässe seitens des Landes Sachsen 
vor dem Ruin gerettet worden. Dieser landespoliti-
sche Schritt zog unter Androhung der Werksstill-
legung für die ohnehin hochverschuldete Stadt 
Freital die Verpflichtung zur Zahlung von einer 
Million Reichsmark nach sich. 
Bereits seit Stadtgründung existierten sowohl in 
Freital als auch seitens der benachbarten Großstadt 
Dresden Überlegungen für kommunale Zusammen-
arbeit, die ab 1930 in inoffizielle Vereinigungsvor-
gespräche zwischen den zuständigen Oberbürger-
meistern Bernhard Blüher (1864–1938) und Gustav 
Klimpel mündeten. Mit infrastrukturellen Verflech-
tungen, wie stadtgrenzüberschreitendem Straßen-
bahnverkehr oder gemeinschaftlicher Elektroener-
gieversorgung, ergaben sich dafür bereits Grund- 
lagen, wechselseitige Abmachungen für Abwasser-
aufbereitung oder Schlachthöfe blieben dagegen 
seinerzeit zumeist noch ohne Umsetzung. Dresden 
war vor allem, neben einer Zunahme an Flächen-
ausdehnung und Bevölkerungszahl, vorrangig an 
der Weißeritz-Talsperren-Genossenschaft interes-
siert, um die Trinkwasserversorgung im südlichen 
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